UWG / Zentrumsfraktion Dormagen


An den
Bürgermeister der Stadt Dormagen
Herrn Erik Lierenfeld 

sowie die Verwaltung im Rat der Stadt Dormagen, und der lokalen Presse
Per E-Mail 


STELLUNGNAHME / PRESSEMITTEILUNG


Verkehrssituation auf der Kölner Straße (Kö): Planungsalternative „B9-Fahrradautobahn“ statt bloßer Freigabe der Fußgängerzone

Bezugnehmend auf unsere jüngste Stellungnahme vom 16. September 2026, sowie die aktuellen Medienberichte und Vorschläge zur Öffnung der Fußgängerzone für den Radverkehr nimmt die gemeinsame Fraktion aus UWG Dormagen und Zentrum wie folgt Stellung:

Die jüngst diskutierte Idee, die Kölner Straße nach dem Vorbild anderer Städte einfach pauschal für den Radverkehr freizugeben, halten wir für den falschen Weg. Noch mehr Fahrräder und E-Scooter können und dürfen nicht die Lösung für die geplagte „Kö“ sein. 

Unsere Innenstadt muss ein sicherer, beschaulicher Ort für Fußgänger und ein vergnügliches Pflaster zum Shoppen bleiben. Statt Konflikte in der Fußgängerzone zu legalisieren, fordern wir eine echte verkehrstechnische Entlastung durch eine attraktive Parallelstrecke außerhalb der Einkaufsmeile.

Wir verweisen hierzu nachdrücklich auf eine Planungsalternative, die bereits im Jahr 2019 als fundierter Ratsantrag vorlag (Vorlage Nr. 9/1948 Stadt), seinerzeit jedoch aufgrund fehlender Fördermittel nicht final realisiert werden konnte. 

Im Zuge der fortschreitenden Mobilitätswende, die gerade jetzt eine bahnbrechende Wirkung entfalten sollte, sollte dieses Projekt neu aufgerollt werden.

Die UWG/Zentrumsfraktion schlägt daher folgenden Ausweg vor:

· Reaktivierung und Ausbau der Fahrradautobahn entlang der B9:
Der lückenhafte Streckenabschnitt parallel zur Bundesstraße 9 (B9) muss endlich geschlossen werden. Ziel ist eine zügige, kreuzungsfreie und sichere Rad- und E-Scooter-Verbindung auf der Hauptachse Köln–Neuss–Düsseldorf.

· Schließung der Netzlücke:
Konkret fordern wir den Ausbau des fehlenden Radwegestücks zwischen dem Raphaelshaus / Krefelder Straße auf der einen Seite und der Rheinfelder Straße / Europastraße auf der anderen Seite.
· Beauftragung eines Verkehrsgutachtens:
Der zuständige Baulastträger Straßen.NRW soll zeitnah mit der Erstellung eines Gutachtens zur genauen, konfliktfreien Verkehrsführung und der bautechnischen Machbarkeit (insb. im Bereich der Lärmschutzanlagen) beauftragt werden.

· Ermittlung neuer Fördertöpfe:
Die Verwaltung wird aufgefordert, aktuelle Landes- und Bundesförderprogramme für den lokalen und regionalen Radwegeausbau zu prüfen, um die finanzielle Realisierung im Jahr 2026/2027 abzusichern.


Begründung:

Die gegebenen Verkehrsprobleme und Gefahrensituationen auf der Kö werden maßgeblich durch den rasanten Zuwachs von schnellen Pedelecs, E-Bikes und E-Scootern verursacht, die als Pendler oder Durchgangsverkehr die Fußgängerzone als Abkürzung nutzen. Wenn wir diesen schnellen Zweiradverkehr durch eine attraktive, leistungsstarke Fahrradautobahn entlang der B9 effektiv außerhalb abfangen, entlasten wir die Kölner Straße dauerhaft und nachhaltig. Pendler, Schüler und Sportler gelangen so sicher und zügig an ihr Ziel, ohne Passanten in der City zu gefährden.

Wir fordern die Verwaltung und den Bürgermeister auf, die damaligen Gespräche mit Straßen.NRW und dem Rhein-Kreis Neuss wieder aufzunehmen. 

Mit freundlichen Grüßen
Markus Roßdeutscher
Fraktionsmitglied UWG Dormagen / Zentrum


Markus Roßdeutscher (UWG): „Die Planungsalternative von 2019 liegt fertig in der Schublade“

„Wir müssen das Rad nicht neu erfinden. Bereits im Jahr 2019 wurde von uns ein konkreter Antrag eingebracht, um die existierende Netzlücke im Radwegenetz entlang der B9 zwischen der Europastraße und der Krefelder Straße zu schließen. Damals scheiterte die Umsetzung primär an den fehlenden Fördermitteln der Stadt und des Baulastträgers. 

Im Jahr 2026, im Zeichen einer forcierten Mobilitätswende und neuer Förderprogramme des Bundes und des Landes, sollten wir dieses Projekt endlich realisieren.

Unser Ansatz ist logisch: Wir müssen den schnellen Durchgangsverkehr, die Berufspendler, Schüler und E-Scooter-Fahrer auf der Nord-Süd-Achse zwischen Köln, Neuss und Düsseldorf effektiv abfangen, bevor sie überhaupt in Versuchung geraten, die Fußgängerzone als Abkürzung zu nutzen. Eine leistungsfähige Fahrradautobahn an der B9 löst das Problem auf der Kölner Straße, ohne den innerstädtischen Handel durch ein verunsichertes Einkaufspublikum zu schwächen.“


Michael Kirbach (ZENTRUM): „Die Kö darf nicht zum rechtsfreien Verkehrsraum werden“

„Die Kölner Straße einfach für den Radverkehr freizugeben, nur weil Kontrollen angeblich zu aufwendig oder personell nicht darstellbar sind, wäre eine Armutserklärung. Eine Fußgängerzone muss primär ein Schutzraum für Passanten, Familien, Kinder und ältere Menschen sein. Wenn wir dort nun offiziell den Radverkehr erlauben, legalisieren wir die ohnehin schon unhaltbaren Zustände und drängen die Fußgänger vollends ab.
Die Argumentation, dass es laut Unfallstatistik kaum zu Vorfällen kommt, geht völlig an der Realität und dem subjektiven Sicherheitsgefühl der Bürger vorbei. Es kann nicht sein, dass erst ein schwerer Unfall passieren muss, bevor die Verwaltung handelt. Mehr Schilder lösen das Problem nicht; wir brauchen eine bauliche Trennung der Verkehrsströme, und zwar außerhalb der City “


